
UNIVERSITÄTSSTADT 
TUBINGEN 

STADTTEIL BÜHL 
BEBAUUNGSPLAN "SCHLOSSGARTENÄCKER" 
MI: 500 

TÜBINGEN. DEN 25.05.1"987 
BÜRGERMEISTERAMT 

TIEFBAUßMT 
/--..... --

~1ruü 
STADTPLANUNGSAMT 

STADTBAUDIREKTOR STADTBAUDIREKTOR 

STADTMESSUNGSAMT 

W/(Ji 
STADTV MESSUNGSDIREKTOR 





Text l iche- J;estsetzungen 

A. ?lanungsrecht li che Festsetzungen 

nach § 9 Abs . 1 Bundesbaugesetz (BBauG) in der Fassung vom 

18.08.1976 (BGBl .I.S. 2256)j zuletzt geändert durch die 

Beschleunigungsnovelle vom 06.07 .1979 (BGBl . I . S . 949) i n 

Verbi ndung mit den §§ 1 - 27 der Daunutzungsverordnun5 

(BauNVO) in de r Fass ung vom 15.09.1977, geändert am 19.12. 1986. 

Art der baulichen Nutzung 

§ 9 Abs. 1 Ziff. 1 BBauG und §§ 1 - 15 BauNVO . 

1.1 All gemeines Wohngebiet (WA~ 

(§ 4 BauNVO i.V. mit § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO) 

Für das allgemeine Wohngebiet wird . in Anwendung von § -1 Aba. 5 
und 6 BauNVO in Verbindung mit § 4 Abs. 2 und 3 festgeset zt , 
daß Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Beherbergungs-

~ewerbes sowie Gartenbaubetriebe und Tankstellen unzulässig 
sind.. 

1.2 Dorfgebiet (MD) 

(§ 5 BauNVO i.V. mit § 1 Abs. 5 BauNVO) 

In Anwendung von § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, daß Tank-

stellen unzulässig sind. 

1.3 Mischge~iet (MI) 
(§ 6 BauNVO i.V. mit § 1 Aba. 4 - 7 BauNVO) 

Für das Mischgebiet wird festgesetzt, daß nur im ~rdg e schoß 

Nutzungen als Geschäfts-und BUroräume~ Einzelhandelsbetriebe 

I 
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sOw~~ ! sonstige Gewerbebetriebe zUlässig sind. Tankstellen sind 

unzulässig. 

1.4 Gewerbegetiet eingeschränkt (GEe) 

(§ 8 BauNVO i.V. mit § 1 AbB. 4 und 5 BauNVO) 

In Anwendung von § 1 Abs. 4 BauNVO wird festgesetzt} daß nur 

Betriebe zulässig sind~ die das Wohnen nicht wesentlich stören, 

insbesondere keinen erheblichen Zu- und Abgangsverkehr ver ur sachen. 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes sowie Einzelhandelsbetriebe 

mit mehr als 200 m2 Verkaufs fläche sind unzulässig. 

2. Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Aba. 1 Ziff. 1 BBauG und §§ 16 - 21a BauNVO) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird ·durch Grundflächenzahl (GRZ), 

Geschoßflächenzahl (GFZ) und Zahl der Vollgeschosse (Z) fest-

gesetzt. 



(§ 9 Aba. 1 Zi f f. 2 BBauG und § 22 BauNVO) 

Als Bauweise wird offene Bauweise fest~esetzt. 

4. Pflanzgebot3 Pflanzerhaltungsgebote 

(§ 9 'ABs. 1 Ziff. 25 BBauG) 

Die mit Pflanzerbaltungsgebot belegten Bäume sind auf Dauer 
zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Die festgesetzten Stand-
orte fUr Baumpflanzungen (Pflanzgebote) sind wegen Zufahrten, 

Zugängen oder unterirdischen 
~- ... 

Für Baumpflanzungen sind Laubbäume zu verwenden. 

Bei Pflanzerhaltungsgeboten und Pflanzgeboten ist zu gewähr-
von mind. 15 m2 -nicht überbaut 

versehen wird. 

B. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

gemäß § 73 der Landesbauordnung für Ba~en-Württemberg vom 

20.06.1972 (GBI.S. 352) in der Fassung vom 28.11.1983 
(GBI.S. 770) werden folgende gestalterische Festsetzungen 
getroffen. 

1. Außenwände 

Die Außenwände aller baulichen Anlagen sind nu~in gedeckten, 
nicht glänzenden und nicht grellen Farben ZUlässig. Plattenver-

kleidungen ganzer Fassaden sind nicht ZUlässig. 

2. Dachform/Dachneigung 

Im Plangebiet sind Überwiegend Satteldächer festgesetzt. Bei 

Grundstücksbreiten unter 15 m sind auch Mansarddächer zulässig. 

Von der im Plan angegebenen Dachneigung kann in Fällen 

abgewichen werden. 

3. Dacheindeckung 
FÜr die- Dacheindeckung sind nur Materialien in den Farbtönen 

rot bis rotbraun zulässig. Au Gewächshäuser. 

4. Firsthöhe 
Die max. Gebäudehöhen werden durch die festgesetzten max. 
Firsthöhen - bezogen auf di~ zugehörige Straßenhöhe - bestimmt. 

5. Garagen 
Garagen sind mit geneigten Dachflächen (Dachneigung mind. 20°) 

auszubilden. 



6. Stellplätze 
Im WA-, MD- und im MI-Gebiet sind Stellplätze durch Büsche 
oder Hecken einzufassen oder durch begrünte Pergolen zu über-
decken. 
Die Flächen für Stellplätze dürfen nicht mIt wasserundurch-

lässigem Belag (wie Teer, Beton u.ä.) ausgebildet, werden. 
'Zwischen öffentlicher Verke~rafläche 'und Stellplatzanlage 

, mit mehr als drei Stellplätzen muß ein mit Gehölz bepflanzter 

Grünstreifen von mindestens 1,50 m Tiefe straßenparallel ange-

legt werden. 

7. Vorgärten 
Die Bereiche zwischen den Gebäuden und Straßenfläche sind mit 

Ausnahme notwendiger Zugänge, Zufahrten und Stellplätze als 
Grünflächen oder gärtnerisch anzulegen und zu erhalten. 

8~ Werbeanlagen 
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig: 

a) Im allgemeinen Wohngebiet unbeleuchtete Auslege- oder 
~and5childer mit max. 0,5 m2 Fläche~ 

b) im nMi.sch-, Dorf-, und Gewe:rbegebiet 11 aufgemalte Wand-

schriften bis 0,50 m hoch und 3,00 m lang, unbeleuchtet 
oder durch max. 2 Strahler mit Blendschutz angeleuchtet 

oder beleuchtete Schattenschriften pro Gebäude. 

Anlagen, die dem Anbringen von Plakaten dienen, sind im ge-

samtep Planbereich unzulässig. 

Bitfw-eis: 
Teilflächen des Bebauungsplangebaetes überlagern sich mit dem zu-

künftigen Geltungsbereich der Ortsbildsatzung, die z.Z. vorberei-

tet wird. Bei Rechtskraft der Ortsbildsatzung müssen ihre Pestset-

.zungen berücksichtigt werden. 



Verfahren sver merke 

1. AUfSTELLUNGSBESCHLUSS 

Die Aufstellung des Bebauun§splanes wurde 

nach Empfehlung des Ortschaftsrates 
Bühl 

am , .. , .. ~~:J . ~ ', !~~~ ...... . gemäß § 2 Abs. 

(1) Bl:lndesbaugesetz (BBauG) in öffent· 

licher Sitzung vom Gemeinderat der Uni· 

. .. d T"b' 10.11.1986 versltatssta t u mgen am ... __ ...... " ..... .... .. 

bp.s~hlossen und am .. .... ~ . 6 :. ~.1.-.1~~?. "" ... . .. 

öffentl ich bekanntgemacht. 

2. BÜRGERBETElLlGUNG 

Die Bürgerl5eteiligung gemäß § 2 a Abs. (1) 

BBauG erfolgte am ."".9.9 ... ~~:,~~ . ~~ .. ...... .. 

und in der Zeit vom ..... 1.q : .~~ :~ ? s.~ ....... .. .. 
. 30.12.1986 bis " .. .......... .. ....... ............. . 

3. AUSLEGUNGSBESCHLUSS 

Der Gemeinderat der Universitätsstadt 

TübiAgen hat nach Empfehlungsbeschlwß 

des Ortschaftsrates . ' . ~ . i,J,t:'I . I .. ... .......... , ...... . .. 

10 ,06,1986 ............... " ...... , vom ............................. ... . 

den Bebauungsplan als Entwurf 

am " ..... Jq:}):.1.~ . ~7 .. ... .... " gebilligt und 

dessen öffentliche Auslegung beschlossen. 

AUSFERTIGUNG 

Tübingen. den 8. 12 .1988 

Bürgermeis tefGlmt 
I. v. 

gez . Blanke 
Bürgermeist er 

... 

4. ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG 

Der BebauLJngsplanentwurf hat mit Begrün-

dung gemäß §2aAbs. (2) B8auG nach 

. vorheriger ortsüblicher Bekanntmachung 

in der Zeit vom ..... ~ . ~ :, ()1}9 : ~~ ........ " .. ... 

bis .... 2~ : QVQ~~ .. beim Bürgermeister· 

am Tübingen öffentlich ausgelegen. 

5.SATZUNGSBESCHLUSS 

Der Bebauungsplan wurde naoh vorheriger 

Empfehlung des Ortschaftsrates 
B" h( . .. .. " .. . .. .. I:l. " .......... " " ... .. ......... .. gemäß § 10 

BauGB vom Gemeinderat der Universitäts· 

stadt Tübin'gen in öffe,ntlicher Sitzung 

am .. " .... JC? : W' , )~~~ .. ...... .. . ,als Satzung 

beschlossen. 

6. ANZEIGE 

Der Bebauungsplan wurde gemäß § 11 

BauG B dem Regierungspräsidium 

Tübingen zur Anzeige vorgelegt . 

Das An,zeigeverfahren wurde mit 

Verfügung vom ,. )~ , . n.. .~" ,." .. .. 

Nr. ,10751.88" .. .. " abgeschlossen. 

7. INKRAFTTRETEN 

Die Durchführung des Anzeigever· 

fahreRS wurde gemäß § 12 BauGB 

am ... ..1~..12J~a .. " ... .. ortsüblich 

bekanntgemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung wurde der 

Beba uungsplan rechtsverb ind lich. 
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Tübinger Höhen
 
Bei den Höhenangaben im zeichnerischen  
Teil des Bebauungsplans handelt es sich  
um Angaben im Tübinger Höhensystem. 


